
CHECKLISTE: ZUSENDUNG VON WERBE-E-MAILS NACH DEM TKG 

 

 

Nein 

Nein Nein 

Nein Nein 

Nein Nein 

Nein 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Ja 

Liegt eine Einwilligung des Empfängers vor? 

Zusendung möglich.  

Beschränkungen der Einwilligung 
sind zu beachten 

Kein Abgleich mit der sog „ECG-
Liste“ nötig 

Ist der Empfänger Kunde und 
wurde seine E-Mail-Adresse beim 
Verkauf eines Produktes oder bei 

einer Dienstleistung an den 

Kunden selbst erhoben? 

Hat der Kunde bei der Erhebung 
der E-Mail-Adresse die Möglichkeit 
zur Ablehnung von Zusendungen 

erhalten? 

(weiter bei „Ja“, wenn die E-Mail-
Adresse eines Unternehmers vor 

1.3.2006 erhoben wurde) 

Wird an mehr als 50 Empfänger 

gesendet? 

Zusendung 
nicht 

möglich 

Enthält die Zusendung 

Direktwerbung? 

Werden ähnliche 
Produkte oder 

Dienstleistungen 

beworben? 

Zusendung 
nicht 

möglich 

Ist die E-Mail-Adresse 
in die sog „ECG-Liste“ 

eingetragen 

Zusendung 
nicht 

möglich 

Zusendung möglich 

Möglichkeit der 
Abbestellung muss 

vorgesehen werden 

  

Ist die E-Mail-Adresse 
in die sog „ECG-Liste“ 

eingetragen? 

  

Zusendung 
nicht 

möglich 

Zusendung möglich 

Möglichkeit der 
Abbestellung muss 

vorgesehen werden 



 

 

Auszug aus dem Telekommunikationsgesetz, § 107 TKG  
§ 107 Unerbetene Nachrichten 

(1) Anrufe - einschließlich das Senden von Fernkopien – zu Werbezwecken ohne vorherige 
Einwilligung des Teilnehmers sind unzulässig. Der Einwilligung des Teilnehmers steht die 
Einwilligung einer Person, die vom Teilnehmer zur Benützung seines Anschlusses ermächtigt wurde, 
gleich. Die erteilte Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden; der Widerruf der Einwilligung 
hat auf ein Vertragsverhältnis mit dem Adressaten der Einwilligung keinen Einfluss. 

(2) Die Zusendung einer elektronischen Post – einschließlich SMS – ist ohne vorherige Einwilligung des 
Empfängers unzulässig, wenn 

1. die Zusendung zu Zwecken der Direktwerbung erfolgt oder 

2. an mehr als 50 Empfänger gerichtet ist. 

(3) Eine vorherige Zustimmung für die Zusendung elektronischer Post gemäß Abs. 2 ist dann nicht 
notwendig, wenn 

 1. der Absender die Kontaktinformation für die Nachricht im  Zusammenhang mit dem 
Verkauf oder einer Dienstleistung an seine Kunden erhalten hat und 

 2. diese Nachricht zur Direktwerbung für eigene ähnliche Produkte oder Dienstleistungen 
erfolgt und 

 3. der Empfänger klar und deutlich die Möglichkeit erhalten hat, eine solche Nutzung der 
elektronischen Kontaktinformation bei deren Erhebung und zusätzlich bei jeder 
Übertragung kostenfrei und problemlos abzulehnen und 

 4. der Empfänger die Zusendung nicht von vornherein, insbesondere nicht durch Eintragung 
in die in § 7 Abs. 2 E-Commerce-Gesetz genannte Liste, abgelehnt hat. 

(4) (aufgehoben) 

(5) Die Zusendung elektronischer Post zu Zwecken der Direktwerbung ist jedenfalls unzulässig, wenn  

 1. die Identität des Absenders, in dessen Auftrag die Nachricht übermittelt wird, 
verschleiert oder verheimlicht wird, oder  

 2. die Bestimmungen des § 6 Abs 1 E-Commerce-Gesetz verletzt werden, oder 

 3. der Empfänger aufgefordert wird, Websites zu besuchen, die gegen die genannte 
Bestimmung verstoßen oder 

 4. keine authentische Adresse vorhanden ist, an die der Empfänger eine Aufforderung zur 
Einstellung solcher Nachrichten richten kann.  

(6) Wurden Verwaltungsübertretungen nach Absatz 1, 2 oder 5 nicht im Inland begangen, gelten sie 
als an jenem Ort begangen, an dem die unerbetene Nachricht den Anschluss des Teilnehmers 
erreicht. 

§ 107 TKG bringt zwar ein sehr weitgehendes E-Mail-Werbeverbot; dennoch bestehen Ausnahmen. 
Diese Checkliste soll Ihnen helfen, sich schnell einen Überblick über Verbote und Ausnahmen zu 
verschaffen. Ausführlichere Informationen finden Sie im Merkblatt E-Mails versenden - Aber richtig.  

Beachten Sie weiters: 

 Werbe-E-Mails müssen gem § 7 E-Commerce-Gesetz eindeutig (im Betreff) als Werbung 
erkennbar sein.  

 Gem § 6 ECG muss kommerzielle Kommunikation als solche erkennbar sein 

 Für Newsletter bestehen Impressums- und Offenlegungspflichten nach dem Mediengesetz. 
 

Stand: Februar 2016 
Dieses Infoblatt ist ein Produkt der Zusammenarbeit aller Wirtschaftskammern.  
Bei Fragen wenden Sie sich bitte an die Wirtschaftskammer Ihres Bundeslandes: 

Burgenland, Tel. Nr.: 05 90907, Kärnten, Tel. Nr.: 05 90904, Niederösterreich Tel. Nr.: (02742) 851-0,  
Oberösterreich, Tel. Nr.: 05 90909, Salzburg, Tel. Nr.: (0662) 8888-0, Steiermark, Tel. Nr.: (0316) 601-0,  

Tirol, Tel. Nr.: 05 90905-1111, Vorarlberg, Tel. Nr.: (05522) 305-0, Wien, Tel. Nr.: (01) 51450-1615, 
Hinweis! Diese Information finden Sie auch im Internet unter https://wko.at/. Alle Angaben erfolgen trotz sorgfältigster 

Bearbeitung ohne Gewähr. Eine Haftung der Wirtschaftskammern Österreichs ist ausgeschlossen. Bei allen 
personenbezogenen Bezeichnungen gilt die gewählte Form für beide Geschlechter! 

https://www.wko.at/Content.Node/Service/Wirtschaftsrecht-und-Gewerberecht/E-Commerce-und-Internetrecht/Impressum--E-Mail/E-Mails_versenden_-_aber_richtig.html
https://wko.at/

